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Thema

Helfende Nachbarschaft
Von der Sozialraumarbeit und der Rolle intergenerativer Angebote

■ Konrad Hummel

Zur kommunalen Daseinsvorsorge gehört
es, den Nachbarschaften, Sozialräumen
und Milieus die notwendigen Entfaltungs-
möglichkeiten zu schaffen. Doch statt zu
jedem Anlass und für jede Zielgruppe
neue Stabsstellen und Projekte zu begrün-
den, sollte eine Kommune danach streben,
lernende Strukturen zu entwickeln.

In vormodernen Gesellschaften war das
Verhältnis zwischen alt und jung geprägt
vom Vorsprung des Wissens und der Ver-
pflichtung der Weitergabe von Traditio-
nen und Fürsorge der Alten für die Jun-
gen. Die industrielle Moderne hat dieses
Verhältnis fast umgedreht. Die jüngere
und erwerbstätige Generation hat für die
Älteren zu sorgen, die Renten zu sichern.
Gleichzeitig ist eine Kindheit und Ausbil-
dungszeit von erheblichem Zeit- und Fi-
nanzaufwand entstanden und beide Le-
bensenden, Jugend und Alter, gelten als
»Kostenfaktoren«, als autonome Lebens-
phasen, die sich vielen Logiken der Ar-
beitswelt entziehen.

In nachindustriellen Wissensgesell-
schaften hat sich die Perspektive erneut
verschoben. Es sind die Jüngsten im Bil-
dungs- und Erwerbsprozess, deren Wis-
sen und Kreativität vorangeht, dominiert
und von denen Ältere nun lernen müssen.
Gemeinsam haben die Generationen an
Lösungen zu arbeiten, für die keine Ge-
neration einen natürlichen Wissensvor-
sprung hat. Gleichzeitig haben sich die
Familienformen verändert. Sie haben sich
vor allem so in die biografische Länge ge-
zogen, dass Hochbetagte einer dritten
und vierten Generation alleine und an an-
deren Orten als die Jungfamilien wohnen.

Alle Projekte einer Nach-Altenhilfe-Ära
– Seniorenbüro, Mehrgenerationenhäuser
– versuchen eine Art »Sozialraumstruk-
tur« zu schaffen und Knoten- und An-
laufpunkte der Privaten im öffentlichen,
gemeinsamen Raum zu sein. Was hier al-
tersspezifisch entstanden ist, hat sich auch
in anderen gesellschaftlichen Verände-
rungen abgebildet: Gegen anonyme,

großstädtische Entwicklungen entstanden
Nachbarschaftszentren, Bürgerhäuser
und Treffpunkte. Gegen vereinzelte Ge-
sundheitsstrategien entstanden Selbsthil-
fekontaktstellen und Mütterzentren. Ge-
gen die Auflösungstendenzen traditionel-
ler Vereine und die Ohnmachtsgefühle
engagementwilliger Einzelbürger entstan-
den Freiwilligenagenturen.

Diese Einrichtungen sind Brücken zwi-
schen privaten Lebensräumen und der
Gesellschaft in Form ihrer Institutionen
und Herrschaftsstrukturen. Sie sind im
Zwischenraum von Wohnort und den
zentralen Orten wie Rathaus, Betrieb,
Schule etc. angesiedelt und schaffen mit
ihren Kontaktnetzen selbst neue Räume.
In der Regel aber benutzen Menschen sol-
che Angebote, wollen aber nicht voll-
kommen von ihnen vertreten oder ver-
waltet werden. Sie ergänzen eine innere
Landschaft, die, neben dem Sozialraum,
der seinerseits sowohl aus territorialer
Nachbarschaft als auch der Bekannt-
schaft sinnesgleicher Bürger besteht, ge-
prägt ist von Familie, Freunden, Staats-
bürgerschaft, Betriebs- oder Religionszu-
gehörigkeit. Sozialräumliche Angebote
sollten deshalb weniger fürsorglich oder
anwaltschaftlich auftreten, sondern an ei-
nem solchen sozialpolitischen Patchwork
der Betroffenen mithelfen.

Sozialräume und Milieus

Einige Quartiere können 2.000, andere
60.000 Bewohnerinnen und Bewohner
haben. Da mögen lange Definitionen her-
angezogen oder der Begriff »sinnlich und
historisch gewachsener Räume« strapa-
ziert werden, um völlig unterschiedliche
Quartiere zu begründen; nur hilft dies un-
ter modernen Gesellschaftsbedingungen
nicht weiter.

Nachbarschaften haben in einer post-
modernen Welt eine doppelte Bedeutung:
Sie sind die umbaute Quartiersumge-
bung, und sie sind das ähnlich denkende
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und handelnde Umfeld, die Gemein-
schaft, die so »tickt« wie ich. Nachbarn
sind einerseits topografisch Wohnbezirks-,
Quartiers-, Kiez- oder Grätzlnachbarn
und andererseits topologisch – wie in der
Mathematik – Zugehörige gleicher Ord-
nung und Struktur (»geistige Nach-
barn«). Es sind die Räume, in denen sich
gruppenbezogene Lebensstile formieren,
äußern und in einer Art Milieu-Perfor-
manz in Kontakt treten. Wo Raumgren-
zen im urbanen Raum diffus bleiben,
werden ein Quartiers- und Milieube-
wusstsein und damit ein Quellelement
von Bürgerengagement erschwert.

Die Neigung von Trägern, beispiels-
weise ihre Schulsozialarbeiter trägerspezi-
fisch zusammenzuführen, sollte in sozial-
räumliche Kooperationen umgewandelt
werden: Dann wäre diese näher am En-
gagementumfeld. Der Wunsch ist groß, in
überschaubare Räume zu gehen. Bürge-
rengagement und Stadtumbau, demogra-
fischer Wandel und Stadtteilbudgets, bür-
gernahe Sozialpolitik und Mobilisierung
der Mieternachbarschaft fokussieren na-
hezu alle Dimensionen an einem konkre-
ten, vermeintlich fußläufigen, überschau-
baren Ort. Moderne Dienstleistungstech-
niken erlauben die Illusion, diese
Dimensionen bündeln zu können: Infor-
mationen, Wohnen, Arbeiten – alles so
nahe wie möglich.

Auch die Integration von Migranten
scheint nachbarschaftlich leichter zu er-
folgen als auf rechtlich-normativ-abstrak-
ter Ebene. Der Bedarf haushaltsbezogener
Einfachhilfen im Alter erscheint in aktiver
Nachbarschaft leichter zu befriedigen zu
sein, und der Wunsch nach Verbleib in
der eigenen Wohnung legt den Quartiers-
ansatz auch nahe.

Milieus sind unmittelbare Schnittstellen
zum Bürgerengagement. Die Vergewisse-
rung eines eigenen Lebensstils braucht
den Weg über öffentliches Handeln, Kon-
sumieren, Wohnen etc. Sie braucht eine
Bühne und Performanz jenseits der Schul-
oder Arbeitswelt. Wichtige Teile des Bür-
gerengagements sind geradezu Schaufens -
ter bestimmter Milieus.

Im Umkehrschluss heißt dies für die
Quartiersentwicklung: Ein Verschwinden
klarer ethnischer und traditioneller Mi-
lieupräferenzen macht auch die Formen
des Bürgerengagements in solchen Stadt-
teilen uneindeutiger, individueller, zer-
splitterter. Es entstehen dort, wo wir
»früher« von Vielfalt, Durchmischung

oder Nebeneinander im Quartier gespro-
chen haben, Schnittstellen der verschiede-
nen Dimensionen von Nachbarschaft. Im
Bild gesprochen: Die Sozialräume sind
wie geografische Einheiten an der Erd -
oberfläche, unter denen die Milieus als
tektonische Kontinentalplatten schieben
und wandern. Wo sie zu viel Spannung
an ihren Schnittstellen aufbauen, brechen
sie auf oder schieben sich nach oben oder
unten weg – mit der Folge, dass sich So -
zialräume neu formieren.

Der emanzipative Gehalt des Sozial-
raumansatzes besteht darin, alle Milieus
zu berücksichtigen, also nicht nur auf
vordergründige Effekte und lautstarke
Gruppen zu setzen.

Nachbarschaftsarbeit und
Stadtentwicklung

Es geht in moderner hilfreicher Nach-
barschaftsarbeit darum, Menschen und
Gruppen in der Stadt zu unterstützen, da-
mit sie selbst an den Schnittstellen ihrer
eigenen Lebensmilieus und Differenzen
zu anderen aktiv, prosozial und hand-
lungsfähig werden. Kleine Alltagssorgen
im Quartier müssen kein Gegensatz zu
den großen Strategiefragen sein – ent-
scheidend sind die Handlungschance und
selbstbestimmte Handlungsfähigkeit im
öffentlichen Raum. Unbearbeitete Diffe-
renzen und unterschiedslose Dienstleis-
tungen können Handlungschancen eher
blockieren.

Bürgerengagement nährt sich aus erleb-
ten, gestaltbaren Differenzen und dem
produktiven Versuch, den Anteil an Ei-
gensinn und Individualität darin zu er-
kennen, das Gemeinsame in aktiven
Grenzverletzungen, Aktionen und vielfäl-
tigen Kooperationen auszuloten. Je weni-
ger wirksam große Familien und Institu-
tionen uns ihre Normen vorgeben, desto
mehr hat jeder sein Alter, sein Alleinsein,
seine Religionszugehörigkeit, sein Hobby,
seine Neigungen auf der Bühne der Ge-
sellschaft selbst zu verteidigen.

In der Regel geschieht dies mit Brauch-
tumspflege der neuen Art: Frauen, Senio-
ren oder Mitglieder bestimmter Glau-
bensrichtungen tun sich verstärkt zusam-
men. Es kommt darauf an, in der
Öffnung dieser Milieus die allseitige
Wertschätzung zu erhöhen. Senioren-
klubs kochen für Wärmestuben, Motor-
radfahrervereine gestalten eine Behinder-

tenausfahrt, Umweltgruppen kooperieren
mit Managern. Differenzerfahrungen
werden zu Reibungspunkten bei jenen
Bürgern führen, die an ihrer »Sozialord-
nung« hängen. Selbst die Institutionen im
Quartier tun sich schwer mit »Zuständig-
keitsüberschreitungen« und haben zahl-
reiche Rechtfertigungen dafür: Die För-
dervorschriften ihrer Zuschüsse erlaubten
es nicht, die Professionen seien dazu nicht
bestimmt, die Haftungsfragen seien unge-
klärt und die eigene Klientel werde »über-
fremdet«.

Stadtentwicklung wird sich noch weiter
weg von der Bauerschließung und Wohn-
bebauung hin zu einer stadtgesellschaft-
lichen Entwicklungsarbeit bewegen. Bür-
gerengagement und Bürgerbeteiligung
dürfen in der Stadtentwicklung kein
Mittel zum Zweck der Baurealisierung
sein, sondern sie sind selbst ein Stück des
Ziels, dem die Stadtentwicklung zu die-
nen hat: Menschen Raum zu bieten, in
dem sie sich engagieren wollen, und
Chancen und Anlässe für ein solches En-
gagement zu schaffen.

Es gilt, Quartiere so zu definieren, dass
sie in Abwägung ökonomischer und zivil-
gesellschaftlicher Sachzwänge einen Auf-
forderungscharakter haben und einen
Handlungsspielraum für Menschen bie-
ten. Das gilt unter den Bedingungen des
demografischen Wandels im Besonderen
und für Milieus im Allgemeinen. Diese
liegen »unter Tage« und müssen in ihrer
Verschiedenheit »gehoben« werden. Sie
schieben Generationen, Geschlechter, Re-
ligionen, Einkommensschichten und Eth-
nien zusammen und auseinander. An
 ihren Schnittstellen kann das Bürgerenga-
gement erwachsen, das die Stadtgesell-
schaft letztlich zusammenhält. Sozial-
räumliche Arbeit fasst diesen räumlichen
und sozialen Aspekt der Nachbarschaft
zusammen.

Doppelauftrag und Autonomie
in helfender Nachbarschaft

Sozialraumorientierte »Nachbar-
schaftsarbeit« rückt den doppelten Auf-
trag der sozialen und räumlichen Arbeit
in den Mittelpunkt. Sie will die Verkür-
zung des Anspruchs durch Aufteilung der
Sozialen Arbeit in eine räumlich-funktio-
nale, dienstleistungsorientierte Erbrin-
gung von Daseinsvorsorge und eine poli-
tisch-sozial-normative, engagementför-
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dernde Animation und Organisierung
von vordergründigen Interessen vermei-
den, indem sie beides vor Ort macht: Kin-
dergarten und Eltern mobilisieren. In die-
sem Dilemma sind Wohlfahrtsverbände,
Ämter, Bürgerinitiativen und Parteien
verfangen und vermögen sich nicht oder
nur unter Auflegung neuer Modellpro-
gramme herauszulösen: Dienste aufbauen
oder Menschen aktivieren!

In diesem Dilemma stecken offenkun-
dig auch die Bildungseinrichtungen, weil
sie es, wenn überhaupt, nur durch große
Anstrengung fertigbekommen, den Nah-
raum zu »versorgen« – etwa als Ganz-
tags-Grundschuleinrichtungen oder
durch Sonder-Modell-Privat-Campus-
Charakter die soziale Nachbarschaft, die
Communities und Milieus gezielt zu er-
reichen, um den Preis kohäsiven Zu-
sammenhalts und lernfördernder Vielfalt.

Teile der Kindergarten- und Jugend-
amtsarbeit rutschen in diese Dynamik.
Der Markt in der Altenpflege hat dies bei
ambulanten Pflegediensten schon länger
in Gang gesetzt. Allzuschnell wird dies
mit Kostengründen entschuldigt. Die
räumlichen Versorgungsformen werden
wegen des Kostendrucks der öffentlichen
Hand derart nüchtern und karg ausge-
stattet und selektiv (z. B. als Beratungs-
stelle kaum auf Migranten orientiert),
dass der Druck auf die sozialen »Ten-
denzdienstleistungen« deutlich zunimmt.
Diese versuchen ihrerseits fast hilflose
Gegensteuerungen, indem sie Quoten
und Stipendien schaffen, damit »andere«
zustoßen können. Diese Spaltung in
Tausch- und Gebrauchswerte gilt nicht
nur für die kaufkraftstärkeren Schichten
und ihr Dienstleistungsprofil. Sie gilt auch
zwischen Verwaltung und Zielgruppen
im prekären Bereich.

Die eindrückliche Studie »Hat works in
community Coverversion« (vgl. Depart-
ment for Communities and Local Go-
vernment 2007) zeigt an 20 Erfolgskrite-
rien der Arbeit in »Brennpunkten«, dass
es genau um die Kommunikation geht,
die Verwaltung vermeintlich nicht brin-
gen darf: parteiisch statt neutral, kon-
fliktfreudig statt mediativ, leidenschaft-
lich statt sachlich, transparent statt
 taktisch. Selten wird dieses Spannungs-
verhältnis produktiv genutzt, eingesetzt,
ausgehalten, zur multikomplexen Ver-
waltungsstrategie gewendet. In der Regel
wird diese Verhandlungsaufgabe an einen
»freien Träger« delegiert und verkauft.

Auch Schule erledigt die Zuspitzung ih-
rer sozialen Probleme durch Spaltung in
landesfinanziertes Lehrpersonal und
kommunalfinanziertes Sozial- und Be-
treuungspersonal. Entlang solcher Spal-
tungen ist es kein Wunder, wenn Institu-
tionen mit gesellschaftlichen Öffnungs-
und Austauschvorgängen »wenig anfan-
gen« können, weil sie dann bedroht er-
scheinen. Gelingendes Aufwachsen im
Sinne des Kinder- und Jugendhilfegeset-
zes kann nur mit den Eltern organisiert
werden. Ihre Rolle ist aber schnell bei al-
len Institutionen, von Jugendhilfe bis
Schule, eine subordinate, marginale,
komplementäre Rolle, um nicht alle an-
deren Rollen (etwa der Lehrer) infrage zu
stellen.

Der Doppelauftrag Raum und Soziales
erfährt eine Ausweitung in das Marktge-
schehen hinein: sowohl realwirtschaftlich

(etwa beim Kauf von Dienstleistungen)
als auch kommunikationswirtschaftlich
(etwa durch Wissens- und Internetzugän-
ge). Das gilt auch intergenerativ: Versor-
gungsorte und/oder Mobilisierungsaktio-
nen? Die Kunden wollen anonym kaufen
oder surfen sich in andere Wissenswelten.
Sie erweitern ihren Raum und ihren So -
zialraum um einen Marktraum.

Diese Komplexität erscheint aus Sicht
der Anbieter schwierig. Der Kunde kann
sich entziehen. Für den endverbrauchen-
den Bürger ist die Marktsituation aller-
dings eine gewisse Entscheidungs-, Rück -
zugs- und Wechseloption. Er kann sich,
neben die räumliche und seine soziale
Nachbarschaft, eine virtuelle Nachbar-
schaft generieren. In jedem Fall entstehen
»Zwischenräume«.

Eine der wenigen gemeindebezogenen
Fallstudien zu Mittelstädten in Deutsch-
land und ihrem Bürgerengagement be-
schreibt denn auch diese Situation als ei-
nen »Mix aus Gemeinsinn und Eigen-
nutz« (Dörner/Vogt 2008, S. 211), eine
längst überfällige Beschreibung der Ver-
knüpfung scheinbar widerstrebender

Werte im praktizierten Engagement (vgl.
»Engagement-Viereck« bei Hummel
2010a, S. 95). Bürgerengagement hilft
nicht nur im Zusammenhang mit dem
Gemeinwohl und im Eigeninteresse, son-
dern generiert oft eigene soziale teilauto-
nome Welten.

Lernlandschaften und
Nachbarschaft

Zu den zentralen Herausforderungen
im Verhältnis von Bund und Kommunen
gehört nach der Arbeitsmarktreform nun
die Bildungspolitik. Sie kann nur lokal
zum Erfolg geführt werden, obwohl die
zentralen Steuerungselemente auf Lan-
des- und Bundesebene entschieden wer-
den. Lern- und Bildungslandschaften (Lu-
the 2009, S. 613 ff.; Hummel 2010b;

Bleckmann 2009) beschreiben die syste-
matische Verknüpfung von Erziehung,
Betreuung, Bildung, Lernen und Qualifi-
zierung aller Generationen im lokalen
Raum.

Zur Entstehung solcher Bildungsland-
schaften ist eine Wechselwirkung mit der
Stadtentwicklung und Planung sowie
unternehmerischem Handeln im Nahbe-
reich notwendig. »Eine [bildungspoliti-
sche, Anm. K. H.] Kompensation [der
Defizite bestimmter Elternhäuser, Anm.
K. H.]), die lediglich in den Bildungsinsti-
tutionen selbst ansetzt, kann notwendig
nur eine begrenzte Reichweite haben.«
(Grundmann et al. 2006, S. 250)

Falsch wäre es nun, die Schule über-
griffig etwa so auszustatten, dass sie
selbst in Elternhäusern interveniert oder
Ganztagsschulen zu Umerziehungsein-
richtungen machte. Falsch wäre dies vor
allem deshalb, weil die Schule selbst se-
lektiv wirkt und zuerst diese Hausaufga-
be erledigen muss. Und falsch wäre es
auch deshalb, weil es diesen Elternhäu-
sern im sozialen Raum an Optionen in
Bezug auf Netzwerke, Nachbarschaft(en)

»Bürgerengagement fördert oft
nicht das Gemeinwohl,
sondern schafft manchmal eigene
teilautonome Welten«
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fehlt. Genau diese Nachbarschaftsele-
mente werden zu zentralen Erfolgsfakto-
ren der gesamten aktuellen Bildungsre-
formdebatte.

Schulreform braucht sozialräumliche
Netzwerk und Familienhilfearbeit. Wer
dieser »kognitiven Kompetenz« (ebd.),
präventiver Eltern-Kind-Verstehensarbeit
(vgl. Liebenwein 2008, S. 290) und
Handlungsbefähigung (vgl. Otto/Ziegler
2010) nicht den Raum in zeitgemäßer
hilfreicher Nachbarschaft zugesteht und
ihn gestaltet, versäumt die Bedeutung der
Nachbarschaft für die gesellschaftlich ge-
rechte Bewältigung der Zukunft. Nach-
barschaftsarbeit bedeutet im Konzept der
Lernlandschaften, das Gewicht elter-
licher, zivilgesellschaftlicher Akteure zu
erhöhen, den Stellenwert informellen und
nonformalen Lernens zu verbessern und
die Netzwerkchancen von Kindern und
Eltern zu erhöhen.

Sozialraumarbeit verändert
Institutionen

Je mehr Vorgänge von der Ausbildung
bis zur Rente, vom Sozial- bis zum Ge-
sundheitsverhalten und Lebensstil zur Di-
sposition stehen, desto wichtiger sind die
Kriterien der Entscheidung. Die Betroffe-
nen müssen, je mehr sie »riskant« aus-
wählen, den Instanzen vertrauen, auf die
sie sich stützen.

Die Kehrseite der aktiven lebenswelt-
lichen Teilhabe der Bürger ist die Ent-
scheidungsnot, die Lebenschancen über-
haupt im Widerstreit aller Optionen und
Alternativen nutzen zu können: »Die
Stadtpolitik hat ihre Eingriffe bis auf die
Intimbereiche der Gesellschaft ausgewei-
tet: Informelle soziale Netze, urbane Mi-
lieus, Lebens-, Denk- und Verhaltenswei-
sen« (Siebel 2010, S. 25 ff.). Walter Siebel
nennt dies einen »Prozess der Vergesell-
schaftung« (ebd.). Der Prozess der Verge-
sellschaftung korrespondiert damit, dass
vermeintlich objektive Kriterien dessen,
was gut für den Patienten, das Kind oder
den Klienten ist, nicht mehr einem ein-
deutigen gesellschaftlichen Konsens
unterliegen, sondern sich auf »verschiede-
ne Wahrheiten« stützen.

Wenn das objektive Kindeswohl und
der subjektive Kindeswillen in Einklang
gebracht werden müssen, bleibt das Aus-
handeln (vgl. Oelkers/Otto/Ziegler 2010,
S. 85 ff.) zwischen Wissenschaft, Ämtern

und Betroffenen – und das auf allen Ebe-
nen des Alltags und erst recht ständig
dort, wo die öffentliche Hand in das pri-
vate Leben der Anderen (in der Regel
transferabhängiger, bildungsferner Men-
schen) eingreifen muss.

Es ist zur gängigen Forderung gewor-
den, dass an dieser Schnittstelle das För-
dern und Fordern greifen soll, dass also
die Betroffenen zum Mitagieren auf die-
ser Ebene zu befähigen und zu qualifizie-
ren sind. Letztlich ist es die Befähigung,
»trotz alledem« produktiv, prosozial zu
handeln. »Die Ambivalenzen […] wider-
legen nicht die Notwendigkeit solcher Po-
litik.« (Siebel 2010, S. 36) Allzu leicht
wird übersehen, dass dieses Postulat auch
beinhalten muss, dass die Betroffenen
ihre Wahl anders fällen oder verlangen
können, dass die andere Seite (öffentliche
Hand, Institutionen und Träger) sich
ebenfalls ändern, öffnen und qualifizieren
soll. Der Wandel der Institutionen steht
viel zu wenig im Mittelpunkt der Moder-
nisierungsdebatte. Oftmals müssen die
Institutionen zuerst ihre Daten, Statisti-
ken, Anweisungen, Abrechnungen »kom-
patibler« machen!

Diese Entwicklung neuer Nachbar-
schaftlichkeit ist nicht nur eine andere
Art, das gleiche Geschäft zu betreiben. Es
verändert die Spielregeln des Zusammen-
wirkens. Es ändert nicht nur Produk-
tionsprozesse und Produktionsverfahren,
sondern auch Produkte und Ergebnisse.
Es verschärft den Druck, den Anforde-
rungen von Institutionen wie Kita, Schu-
le oder Behörde standzuhalten und die ei-
gene Persönlichkeit, kognitive und krea-
tive Fähigkeiten zu entfalten (vgl.
Grundmann 2006, S. 197) und das
Nichtwissen auszunutzen, um das Ent-
scheiden zu lernen (vgl. Dabrock 2010,
S. 17 ff.).

Schon allein deshalb ist nichts gewon-
nen, wenn aus den jetzigen Schulen nur
eine über den ganzen Tag verteilte (glei-
che) Schule wird oder aus der bisherigen
politischen Teilhabe in Form von Stadt -
räten, Beiräten und Personalräten nur
noch mehr Räte werden. Das, was in sol-
chen Räten verteilt, entschieden, angebo-
ten oder organisiert wird, bedarf selbst in-
tegrierter Überprüfung. Erziehung, Wis-
sen, Bildung und Jugend-förderung
müssen ebenso zusammen gedacht wer-
den, wie es »Paketlösungen« von Woh-
nen, Arbeit, Integration etc. geben muss.
In vielen Fällen herrschen bei Unterneh-

men, Verbänden und Institutionen völlig
irrelevante Marktbilder konkurrierender
Anbieter, die eigentlich zusammenarbei-
ten müssten.

Integrierte Nachbarschaft als
Steuerungsfrage der Kommune

Von außen betrachtet ist schnell Kritik
zu üben, sozialräumliche Arbeit erschöp-
fe sich in Beziehungsarbeit (vgl. Heiner
bei Lüders 2008), in Zuständigkeiten
oder reduziere den Auftrag, zu qualifizie-
ren und zu bilden, leichtfertig auf die
Schaffung von Sozialkapital (vgl. Andre-
sen/Otto/Ziegler 2010, S. 165 ff.). In der
Tat ist ein Arbeitsansatz schwer integriert
und balanciert zu halten, der den Eigen-
wert und emanzipativen Gehalt von Bil-
dung gleichermaßen mitsichert und Be-
ziehungsarbeit erfolgreich in Strukturen
der »urban governance«, der zielorien-
tierten Zusammenarbeit aller Akteure
einbettet. Christian Lüders (2008, S. 37)
formuliert die hohen Ansprüche und zeigt
selbst im Schlusssatz die Konsequenzen:

Deutlich erfolgreicher sind diese Ansät-
ze – und das belegen alle Erfahrungen aus
dem europäischen Ausland – allerdings in
einem politischen Umfeld, das auf die ver-
bindliche Einbindung aller zu beteiligen-
den Akteure vor Ort setzt und als die zen-
tralen Handlungsmodi Verhandlung und
Koordination auf der Basis gemeinsamer
Problemdefinitionen anerkennt. Damit
einher geht allerdings die Ausweitung der
Sphäre des Politischen in die Stadtgesell-
schaft mit all den damit verbundenen Im-
plikationen in Bezug auf Beteiligung und
Teilhabe. Mit anderen Worten: Für die
Verwaltung wird das Leben nicht einfa-
cher.

Das Leben wird für die Verwaltung
nicht einfacher, ebenso wie für den Bür-
ger und für beteiligte Unternehmen. Noch
sind »corporate governance« und »cor-
porate social responsibility« nicht die Re-
gel (vgl. Hummel 2010c), und wir tun gut
daran, dass für alle Sektoren und Ebenen
gilt, was David G. Rand et al. (2009)
schlicht die Notwendigkeit nennt, durch
positive Interaktionen öffentliche Koope-
rationen zu befördern.

Mit Sanktionen, Misstrauen, Belehrun-
gen von oben und Gesetzen ist für diesen
Qualitätssprung von Kooperation und
Governance nichts gewonnen. Sogar die
klassischen Prinzipien der Gewaltentei-

https://doi.org/10.5771/0340-8574-2011-2-57
Generiert durch IP '3.149.214.24', am 06.09.2024, 03:51:45.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/0340-8574-2011-2-57


Thema

61Blätter der Wohlfahrtspflege 2/2011

lung und Herrschaftskontrolle sind allein
nur begrenzt geeignet, neue »urban go-
vernance« zu stützen. Es stellt eine der
größten Herausforderungen sozialräum-
licher Arbeit dar, ein politisches Steue-
rungsgeflecht zu begründen, das den inte-
grierten Ansatz sichert und dennoch zu
bewältigen und positiv bleibt. Es reicht in
keinem Fall der formale Akt von Zielver-
einbarungen und Haushaltskontrollen –
ebenso wenig genügt die qualifizierte
Selbststeuerung. Es wird Formen der ge-
regelten Teilhabe der Betroffenen auch im
Sinne kooperativer Mitverantwortung

brauchen, wie Gremien, die nicht nur
innerfachlich besetzt sind und Zukunfts-
fragen stellen können.

Das Geflecht an Steuerung hat eine
funktionale Dimension. Es verknüpft die
praktische mit der legitimatorischen Ar-
beit und Formen des Wertediskurses und
braucht dafür Institutionen und Rollen.
Offensichtlich fehlen uns für die Sprach-
befähigung bestimmter Gruppen der
Stadt (auch neuer Milieus) oder der Ver-
mittlung nicht mehr selbstverständlicher
Zukunftsinvestitionen »Übersetzer« zwi-
schen Feld und Verwaltung (vgl. Stein

2010, S. 68). Statt jedes Mal neue Stabs-
stellen und Projekte zu begründen, sollte
es lernende Strukturen geben.

Allerdings muss das kommunal gewollt
und angeregt werden. Es wird erfordern,
dass alle Zwischenraumangebote vom Se-
niorenbüro bis zum Mehrgenerationen-
büro enger zusammenrücken müssen.
Ihre Stärke wird nicht die kartellähnliche
Lobbyarbeit sein, sondern die vielfältige
Stimme der engagierten Bürger selbst. Ihr
Gehör zu verschaffen, verhindert den
Rückfall in Bürokratie, Staatssteuerung
und soziale Kontrolle. ◆
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